
Weiterleitungsvereinbarung Verbundprojekt
(Universität c = Zuwendungsempfänger; Universität a und b = Verbundpartner)

Die Verbundpartner vereinbaren weiterhin die jeweilige Anerkennung und Verpflichtung zur Umsetzung zuwendungsrechtlicher Vorgaben aus dem Bewilligungsbescheid des Bundesverwaltungsamtes vom tt.mm.jjjj (Anlage xy) und der im Zusammenhang mit dem Projekt ergehenden Folgebescheide einschließlich der hierin enthaltenen und ergangenen Nebenbestimmungen unter Beachtung insbesondere folgender Maßgaben:

Universität a und die Universität b erhalten von der Universität c zweckgebunden an das Verbundprojekt „Projekttitel xy“ als Fehlbedarfsfinanzierung zur Projektförderung nicht rückzahlbare Zuwendungen in Höhe der für sie im jeweils aktuell geltenden Finanzplan für das entsprechende Haushaltsjahr ausgewiesenen Ansätze. Die Universität c verpflichtet sich zur unverzüglichen Weiterleitung aller im Zusammenhang mit dem Projekt ergehenden Folgebescheide einschließlich der hierin enthaltenen und ergangenen Nebenbestimmungen an Universität a und Universität b.

Die Bewilligungszeiträume richten sich nach den jeweiligen Zuwendungsbescheiden des Bundesverwaltungsamtes.

Die Verbundpartner verpflichten sich, dem Bundesinstitut für Sportwissenschaft und dem Bundesverwaltungsamt zu jeder Zeit Einblick in den Stand der Arbeiten und die im Zusammenhang mit den Arbeiten erstellten Unterlagen zu gewähren und angeforderte Informationen bereitzustellen. Diese Verpflichtung gilt auch für alle Verbundpartner untereinander.

Die Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P) sind in Bezug auf die Abwicklung der Maßnahme und Prüfung der Verwendung der Zuwendung in Gänze unmittelbarer Bestandteil dieser Vereinbarung.

Der Universität c steht gegenüber Universität a und Universität b ein Prüfrecht gem. Nr. 7.1 ANBest-P zu. Dieses Prüfrecht steht ebenso dem Bundesverwaltungsamt und dem Bundesinstitut für Sportwissenschaft (einschließlich für einen von diesen Behörden Beauftragten) zu.

Ein Rücktritt vom Vertrag aus wichtigem Grund ist jederzeit möglich. Ein wichtiger Grund für einen Rücktritt vom Vertrag ist insbesondere gegeben, wenn

· die Voraussetzungen für den Vertragsabschluss nachträglich entfallen sind,

· der Abschluss des Vertrages durch Angaben der Universität a und/oder Universität b zu Stande gekommen ist, die in wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren,

· das Universität a und/oder Universität b bestimmten - im Bewilligungsbescheid und/oder den Folgebescheiden im Einzelnen genannten - Verpflichtungen nicht nachkommt.

Der Rücktritt vom Vertrag geht mit Rückzahlungsverpflichtungen der Universität a und/oder Universität b einher. Die Rückzahlungsverpflichtungen sind mit 5 % über dem EZB-Basis-Zinssatz zu verzinsen.

Universität a und/oder Universität b verpflichten sich gegenüber Universität c, sie von möglichen Rückzahlungsansprüchen des Zuwendungsgebers freizustellen, die sich aus Verstößen gegen den Inhalt der Bewilligungsbedingungen ergeben.
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